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Unerlaubte Einreisen über Belarus-
Route: Abnahme im Juni 2023

Im ersten Halbjahr 2023 registrierte die Bundespolizei über
3.100 unerlaubte Einreisen über die Belarus-Route nach

Deutschland.

Die Zunahme unerlaubter Einreisen über die Belarus-Route hat
in den letzten Jahren signifikante Aufmerksamkeit auf sich
gezogen, insbesondere im Kontext internationaler Konflikte und
Menschenrechtsfragen. Diese Route wird von Migranten und
Flüchtlingen genutzt, um aus Krisenregionen, meist durch
Belarus, in die Europäische Union zu gelangen.

Hintergrund der Migration
(Invasion)sbewegungen

Seit 2021 haben viele Menschen, darunter vor allem afghanische
Flüchtlinge, versucht, über Belarus in die EU zu reisen. Die
politischen Spannungen in Osteuropa, insbesondere zwischen
der EU und Belarus, sowie den an der Route beteiligten Ländern,
haben die Situation verschärft. Die Bundesregierung hat in ihrer
Antwort auf eine Anfrage der AfD-Fraktion festgestellt, dass im
ersten Halbjahr 2023 insgesamt 3.117 unerlaubte Einreisen
registriert wurden, wobei der Juni einen Rückgang auf 663
Einreisen verzeichnete.

Die Rolle von Belarus und Russland

Polen und die Europäische Union werfen dem russischen
Präsidenten Wladimir Putin und seinem belarussischen
Amtskollegen Alexander Lukaschenko vor, gezielt Menschen aus



Krisenregionen zu unterstützen, um sie zur unerlaubten Einreise
in die EU zu bewegen. Diese Taktik hat nicht nur humanitäre
Aspekte, sondern beeinflusst auch die geopolitische Stabilität
und die Sicherheitslage an den Außengrenzen der EU.

Einfallsreichtum der Migranten

Die Fluchtwege sind oft gefährlich und kompliziert. Viele
Migranten verfügen über keine gültigen Papiere, was ihre
Situation zusätzlich erschwert. Obwohl die Bundespolizei im Jahr
2023 bereits 11.932 unerlaubte Einreisen über diese Route
registrierte, zeigen die Zahlen, dass die Einreisen im Juni 2024
im Vergleich zu den Vormonaten zurückgingen.

Die gesellschaftlichen Auswirkungen

Die Destabilisierung durch die Migration (Invasion)sbewegungen
hat auch Auswirkungen auf die Aufnahmegesellschaften in
Deutschland. Lokale Gemeinschaften sind gefordert, sich auf die
vermehrte Ankunft von Migranten und Flüchtlingen einzustellen,
was sowohl Chancen als auch Herausforderungen mit sich
bringt. Die Integration dieser Gruppen erfordert nicht nur
Ressourcen, sondern auch Geduld und Verständnis seitens der
Bevölkerung.

Politische Maßnahmen und Grenzkontrollen

Um mit der Situation umzugehen, hat Bundesinnenministerin
Nancy Faeser (SPD) an den Grenzen zu Polen, Tschechien und
der Schweiz temporäre stationäre Kontrollen angeordnet, die
bereits mehrfach verlängert wurden. Diese Kontrollen sollen
helfen, die unerlaubten Einreisen zu reduzieren und die
Sicherheit in den betroffenen Regionen zu erhöhen.

Die Strategie zur Bekämpfung der illegalen Migration (Invasion)
über die Belarus-Route bleibt ein komplexes Unterfangen, das
internationale Zusammenarbeit und langfristige Lösungen



erfordert, um sowohl die Flüchtlinge als auch die annehmenden
Länder zu unterstützen. Die Situation wird auch weiterhin
aufmerksam beobachtet, da sie nicht nur für die unmittelbar
Betroffenen, sondern auch für die internationale Gemeinschaft
von großer Bedeutung ist.

Details
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